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Vorwort

Liebe Leutchen,

wir haben reichhaltige Post erhalten. Vielen Dank. Vie-
len Dank selbstverständlich auch für die Spenden ; )

In einem Schreiben wurden wir von Markus-1981-nicht-
„über-ein-Jahr-im-Knast“-gewesenen-Mohr (Selbstbe-
zeichnung) aufgefordert, seine Gegenstellungnahme zu
veröffentlichen. In der letzten Ausgabe hatten wir einen
Beitrag vom Netzwerk Freiheit für alle politischen Ge-
fangenen, Hamburg, aufgenommen (Zeck 168, Seite 9).
Wir hatten den Beitrag zugesendet bekommen und 1:1
übernommen. Insofern trifft auch die Erkenntniss wir
hätten inhaltliche Veränderungen an dem Artikel vorge-
nommen nicht zu!  Dass wir versäumt haben, den darin
genannten Namen abzukürzen oder zu löschen war
allerdings ein Fehler unsererseits. Persönliches Bashing
und die Veröffentlichung von Namen aus der eigenen
Szene unterstützen wir eigentlich nicht, das war tat-
sächlich eine Ungenauigkeit und es tut uns leid!

Weiterhin haben wir den Text „Anmerkung zur Zeck
167/168“ aufgenommen. Ehrlich gesagt, finden wir den
wirr. Wir möchten in diesem Rahmen unseren Ordner
im Infoladen Schwarzmarkt wieder aktivieren, um dem-
nächst dort Texte zu speichern, die wir nicht 

veröffentlichen wollen, sei es weil wir sie unsinnig fin-
den, weil sie zu lang sind oder sie aus anderen inhalt-
lichen Gründen von uns abgelehnt werden. Wir werden
dann hier kurz erwähnen welche Artikel sich im Ord-
ner befinden, wo ihr selbige dann nachlesen könnt. 

Ansonsten findet ihr Artikel zum 02.06. , zum Castor, et-
liche Dokus..............aber schaut doch einfach selber aufs
Inhaltsverzeichnis! 

So, da der Sommer ja bis jetzt ein einziges kühles Re-
genloch ist, bleibt nur sich durch Aktivitäten warm zu
halten. Wir warten also auf die Berichte in der nächsten
Ausgabe und hoffen das SCHLAND noch im Halbfinale
die Köfferchen packt und dem patriotischen Taumeln ei-
nen Nackenschlag versetzt. 

Bis dann, 

die Zeck-Redaktion 

Deadline wie immer: 20. 8.2012
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Autonome VV
So 15.07. 20 Uhr
Rote Flora
Thema:  Anti-Mill

#############################
Brandanschlag auf 
„Unser Haus“ / Café Flop

In der Nacht vom 20.06. auf den 21.06.
wurde ein Brandanschlag auf das alternative
Zentrum ‚Unser Haus’ in Bergedorf verübt.
In der Nacht vom 20.06. auf den 21.06.
wurde ein Brandanschlag auf das alternative
Zentrum ‚Unser Haus’ in Bergedorf verübt.
Unbekannte setzten hierbei im Garten be-
findliche Couchs, einen Tisch und Stühle in
Brand. Die Pergola wurde stark beschädigt,
auf das Haus selbst ist das Feuer zum Glück
nicht übergesprungen. Verletzt wurde nie-
mand.
Über die Täter_Innen kann bisher nur spe-
kuliert werden. Jedoch kam es um den
02.06. in Hamburg wieder verstärkt zu Ak-
tionen und Übergriffen der ortsansässigen
Neonazis. So wurden im ganzen Stadtteil
vermehrt Naziaufkleber gesehen (und ent-
fernt), zudem wurden mehrere alternativ
aussehende Menschen beleidigt und ange-
griffen, in zwei dieser Fälle gab es leicht Ver-
letzte auf beiden Seiten.
Das Haus selbst ist seit seiner Existenz im-
mer wieder Anschlagsziel für die Berge-
dorfer Faschist_Innen, doch seit 2010,
selbst nach dem Zuzug von Thomas ‚Stei-
nar’ Wulff, konnte die Naziszene keine
nennbaren Aktionen mehr vorweisen. 

#############################

Hotel am Kalkberg in Bad Se-
geberg - Räumung und Abriss
stehen bevor 

Liebe Freundinnen und Freunde des HaK,
wir müssen euch leider die traurige Bot-
schaft übermitteln dass die PolitikerInnen
der Bad Segeberger Stadtvertreterver-
sammlung das Ergebnis des Gerichtsver-
fahrens in Kiel nicht mehr abwarten wollen.
Sie stimmten mit einer einzigen Gegen-
stimme für die sofortige Räumung und den
Abriss des Gebäudes.
Eine Vertreterin der HaK-Mütterinitiative
wäre eventuell bereit 15.000 € Sicherheits-
leitung zu hinterlegen und so einen Abriss
vor dem nächsten Verhandlungstermin zu
verhindern.
Wir hoffen noch immer eine langfristige
Lösung für ein Alternativgebäude finden zu
können und sind zu Gesprächen mit Ver-
treterInnen der Stadt nach wie vor bereit. 

Es kann nicht sein dass in einer Kreis- und
Kulturstadt, die Bad Segeberg nun mal ist,
alle niedrigschwelligen und unkommerziel-
len Angebote für Jugendliche sytematisch
abgebaut werden (Skateranlage, Jugendkul-
turzentrum, legale Grafitti-Flächen, etc.).
Jugendkulturarbeit ist auch Präventionsar-
beit gegen
Gewalt, Drogen, Rechtsextremismus, Ver-
einzelung, u.s.w.
Die Stadt Bad Segeberg macht hier zur Zeit
genau dass Gegenteil und schafft so die kat-
astrophalen Grundlagen für Zustände wie
sie Anfang bis Mitte der 1990´er Jahre in
der Segeberger Innenstadt herrschten…
Aber das merken die Damen und Herren
wahrscheinlich erst wenn das Kind schon
längst in den Brunnen gefallen ist. 
Herzlichen Dank! 

#############################
Anquatschversuch

Vor kurzem kam es in Hamburg zu einem
erfolglosen Anquatschversuch durch 
Mitarbeiter einer Repressionsbehörde, den
wir hier dokumentieren wollen: 
Zwei Männer, beide mit Hemd und Son-
nenbrille und zwischen 45 und 50 Jahre alt,
warteten im Auto vor der Tür der betrof-
fe-

nen Person und beobachteten Zeitung le-

send des Wohnhaus. Nach ungefähr einer
Stunde klingelte einer der beiden (graue
Haare), woraufhin ihm aber nicht geöffnet
wurde. Anschließend stiegen beide wieder
ins Auto und fuhren weg. Eine halbe Stunde
später stand das Auto wieder vor der Tür,
jedoch nur mit einem der beiden. Der an-
dere mit den grauen Haaren kam wenig
später mit Essen nach und beide warteten
wieder Zeitung lesend und das Wohnhaus
beobachtend im Auto. Kurze Zeit später
konnte die betroffene Person unbehelligt
das Wohnhaus verlassen, wurde bei der
Rückkehr allerdings von einem der beiden
Männer mit vollem Namen begrüßt, wor-
aufhin sie schnell das Haus betrat und sich 
so einem Gespräch entziehen konnte. Wei-
tere Aktionen seitens der Männer sind
nicht bekannt. 
Bei dem Auto handelt es sich um einen
schwarzen Mercedes, bei dem das Kenn-
zeichen nicht genau feststeht.

Immer wieder werden Leute aus linken Zu-
sammenhängen von Mitarbeiter*innen
staatlicher Repressionsorgane angespro-
chen, mal mit dem Ziel eines vermeintlich
unverfänglichen Gesprächs, einer gezielten 
Informationsweitergabe oder mit der Op-
tion einer längeren Zusammenarbeit. 

Es ist immer der Versuch der Einschüchte-
rung und Verunsicherung Einzelner und
auch ein Versuch, die Zusammenhänge zu
spalten. Es handelt sich dabei keineswegs
um die Schuld der angequatschten Person.
Wichtig ist, dass diese Versuche an eure Zu-
sammenhänge und darüber hinaus an die 
Öffentlichkeit weiter gegeben werden.
Denn meistens bleibt es nicht bei einem
Versuch, an Informationen zu gelangen.
Macht andere darauf aufmerksam, dass ihr
nicht alleine seid. Den staatlichen Repres-
sionsorganen ist es zudem unlieb, wenn sie
so Aufmerksamkeit auf sich ziehen, sie
möchten im Hintergrund agieren. 
Allgemein haben zum Beispiel die Mitarbei-
ter*innen des Verfassungsschutzes nur die
Möglichkeit, Druck auf die Personen auszu-
üben, sie haben aber keine rechtlichen Mög-
lichkeiten, dich zu einer Zusammenarbeit
zu zwingen. 

Deshalb redet mit Freund*innen, Bekann-
ten und Genoss*innen über den An-
quatschversuch. Es ist besonders wichtig, ei-
nen offenen, vertrauensvollen und solidari-
schen Umgang miteinander zu wahren. 

Sagt nichts und lehnt jedes Gespräch kon-
sequent ab, denn jede weitergegebene In-
formation ist der Anfang eines Puzzles.
Denkt nicht, den VS durch ‚nichtige’ Infor-
mationsweitergabe täuschen oder überli-
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zuvollziehen. Zum einen haben aber die
Brisanz der NSU-Morde und die öffentli-
chen Debatten über die Verstrickung der
deutschen Geheimdienste, allen voran des
Verfassungsschutzes, zum Zeitpunkt der
Demonstration sicher einen großen Druck
auch auf die Hamburger Polizei aufgebaut.
Anscheinend war ein hartes Vorgehen ge-
gen eine Demonstration, die dies themati-
siert, nicht im Interesse der Polizeiführung.
Inwiefern der neue Polizeipräsident Wolf-
gang Kopitzsch, der zum Zeitpunkt der De-
monstration erst zehn Tage im Amt war, zu
einem entspannten Vorgehen der Polizei
beitrug, muss offen bleiben. Aufgrund unse-
rer Entscheidung, unseren Protest dezidiert
in die Mitte dieser Gesellschaft tragen zu
wollen, haben wir zudem einige taktische
Überlegungen angestellt und intensive
Pressearbeit betrieben, um den öffentlichen
Druck auf die Polizeiapparate zu erhöhen.
Wir hoffen, dass unsere Pressemitteilung
und die Medienberichterstattung über die
verbotene Route durch die Mönckeberg-
straße im Vorfeld der Demonstration eini-
ges dazu beigetragen hat, dass wir über-
haupt in die Nähe des Rathauses kamen. So
hatten wir die Möglichkeit unseren Protest
über Jungfernstieg und Gänsemarkt zu ei-
nem Teil der Adressat_innen zu tragen: der
Mehrheitsgesellschaft. Dort, wo der All-
tagsrassismus unreflektiert grassiert, das
deutsche Volk für eine Naturtatsache ge-
halten wird und Rassismus und Antisemi-
tismus nur bei „den Nazis“ verortet wer-
den.

Eine zweite sehr erfreuliche Besonderheit
dieser Demonstration ist, dass es seit lan-
gem die erste größere linksradikale Bünd-
nisdemonstration in Hamburg war, bei der
es keine Angriffe auf die gezeigten Israel-
Fahnen gab. Es gab lediglich eine Be-
schwerde über eine Israelfahne im ersten
Block. Vor dem Hintergrund der Ge-
schichte der Hamburger Linken der letzten
Jahre kann durchaus von einem Fortschritt
gesprochen werden. Das ist umso erfreuli-
cher, als wir den Eindruck haben, dass der
Grund für diese Veränderung darin liegt,
dass immer mehr Menschen sich damit aus-
einandersetzen, warum die Fahne des jüdi-
schen Staates auf einer Demonstration ge-
gen deutsche Zustände sinnvoll ist.
Israel ist nicht nur, aber auch eine Konse-
quenz aus der deutschen Geschichte, aus
deutschem Vernichtungswahn und Antise-
mitismus. Israel ist der Staat, der es Jüdin-
nen und Juden ermöglicht, ihren Schutz
selbst zu organisieren. Dass dieser nach wie
vor nötig ist, zeigt sich gerade in Deutsch-
land jeden Tag aufs Neue. Die Tiraden von
ex SS-Mann und linkem Shootingstar Gün-
ter Grass sind nur der aktuellste Beweis für

die Tatsache, dass der Hass auf Juden und
den jüdischen Staat sich in Deutschland
zwar wandelt, aber nicht verschwindet.

Ein Vorwurf, der uns im Vorfeld wie der
Nachbereitung der Demonstration öfter
gemacht wurde, war der, eine „rein weiße
Kartoffeldemo“ organisiert zu haben. Auch
wenn uns nicht immer klar geworden ist,
aus welchem Grund uns dieser Vorwurf je-
weils gemacht wurde, so trifft diese Kritik
doch ein Problem. Uns ist bewusst, dass wir
uns in einer von bürgerlicher Mittelschicht
geprägten, männlich und weiß dominierten
Linken bewegen. Eigene Rassismen zu re-
flektieren, ebenso wie die Ausschlüsse, die
die eigene Politik produziert, ist wichtig –
wir glauben aber auch, dass Ausschlüsse
nicht einfach per Beschluss überwunden
werden können. Wir haben im Vorfeld der
Demonstration durchaus versucht, unter-
schiedliche Gruppen anzusprechen und
eine möglichst große Heterogenität herzu-
stellen. Diese Versuche waren nicht immer
so erfolgreich, wie wir es uns gewünscht
hätten, zum Teil ist dies allerdings durch är-
gerliche Missverständnisse zu erklären. Das
gilt zum Beispiel für das Café Exil, das wir
gerne als Teil des Bündnisses begrüßt hät-
ten – nur durch gescheiterte Kommunika-
tion ist zu erklären, dass das nicht so ange-
kommen ist. Ebenso wichtig wie die politi-
sche und personelle Heterogenität des
Bündnisses war es uns aber, eine radikale
Kritik an den deutschen Zuständen zu for-
mulieren, um nicht am Ende als radikale
Linke eine deutsche Zivilgesellschaft zu si-
mulieren, die es gerade im Hinblick auf die
NSU-Morde nicht gibt. Möglicherweise hat
diese politische Ausrichtung Teile der An-
tira-Szene davon abgehalten, sich unserem
Bündnis anzuschließen. Zur Kritik der
„Kartoffeldemo“ scheint es wichtig zu sein,
noch eins hinzuzufügen: Wer glaubt, nur
eine Demonstration gemeinsam mit „Mi-
grant_innen“ (wer immer damit jeweils ge-
meint sei) setze ein echtes Zeichen gegen
Rassismus, konstruiert und reproduziert
damit selbst Stereotype und Ausschlüsse,
die es doch zu überwinden gälte.

Wie sich die Nazi-Szene und ihre gewalt-
tätige Übergriffe, bis hin zum Mord, weiter
entwickeln, ble zu beobachten. Wir versu-
chen weitere Übergriffe und Anschläge auf
unserem Blog zu dokumentieren, um eine
Auseinandersetzung aufrecht zu erhalten.
Das Morden der Nazis hat sich in den Ta-
ten des NSU nicht erschöpft. Das zeigen
die Brandanschläge in Meldorf oder der
Mord an Burak Bektas in Berlin.
Bereits im Februar wurde eine Gedenk-
veranstaltung für die Opfer des NSU in Ro-
stock von etwa 30 Nazis attackiert.
Das Vorgehen der Ermittlungsbehörden

und diverser parlamentarischer Aus-
schüsse, die demonstrative Nicht-Koope-
ration der Geheimdienste, das Zurückhal-
ten und Löschen von ermittlungswichtigen
Informationen lässt eine umfassende Auf-
klärung über die Verstrickung der Geheim-
dienste nicht erwarten. Umso wichtiger fin-
den wir die fortlaufende Dokumentation
von Übergriffen und Anschlägen auf unse-
rem Blog.

Zwar gab es mittlerweile ein öffentliches
Gedenken, bei dem hochrangige Vertre-
ter_innen der Politik und Angehörige der
Opfer sprachen. Diese Veranstaltung be-
dient sich jedoch der lange eingeübten Pra-
xis des Verdrängens. Die Kontinuität des
völkischen Nationalismus, der grassierende
Alltagsrassismus, die Verstrickung von V-
Leuten in militante Nazi-Strukturen wur-
den nicht angesprochen. Stattdessen wurde
das Bild des toleranten und geläuterten
Deutschlands vermittelt. Was noch mehr
passieren muss, damit dieses Trugbild kippt,
wagen wir uns nicht auszumalen.
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dert, an der die TOP selbst scheitern muss.
Denn: Ohne den Verweis auf die Entwik-
klung sich verfestigender oder verfestigter
Motive, die der Imagine-Aufruf mit dem Be-
griff der Tradition oder der Kontinuität zu
fassen versucht, ist der deutsche Nationa-
lismus nicht zu beleuchten. 

Nachdem im schon erwähnten Teaserauf-
ruf3 des Eierkuchen-Bündnisses, dem glük-
klicherweise nie eine ausführlichere Version
folgte, völkischer Nationalismus nur margi-
nal Erwähnung fand - so war von »völki-
schen und reaktionären Freaks« die Rede
- räumt die TOP in ihren »endgültigen An-
merkungen« immerhin ein, dass »der
gegenwärtige deutsche Nationalismus von
völkischen Motiven durchsetzt« sei. Der
Nationalismus wird als »die prägende Ide-
ologie der kapitalistischen Epoche« cha-
rakterisiert, was in dieser Bestimmtheit an
Haupt- und Nebenwiderspruchsargumen-
tationen erinnert. Die Erwartungshaltung,
es würde sich eine scharfe Kritik des Na-
tionalismus aus dieser konstruierten Zen-
tralität ergeben, wird enttäuscht: Die Ana-
lyse bleibt reichlich stumpf. Wenngleich et-
was verzweifelt betont wird, »antinationale
Kritik« ignoriere, anders als fortwährend
unterstellt, »keineswegs die besondere Ge-
schichte und Struktur des deutschen Na-
tionalismus«, zeugen ihre »Anmerkungen«
lediglich von zweierlei: Ahistorizität und
Unspezifik. Axiomatisch lässt sich ihre oben
aufgeführte allgemeingültige Erklärung auf
alle kapitalistischen Staaten in allen Zeiten
übertragen. Wo schießen in der Krise
schließlich nicht die Reflexe aus den Sub-
jekten? Mittels der Erklärung der TOP wird
aus Israel, Japan und Deutschland einerlei:
kapitalistische Staaten. Ähnlich verhält es
sich auch bei der von UmsGanze!-Gruppen
oft verwendeten Phrase des »kapitalisti-
schen Normalvollzugs«, der stets überall
gleich zu sein scheint: Dieser UG!-Gemein-
platz suggeriert einen kapitalistischen »Ba-
siszustand«, der von jeglichen Spezifika, wie
Zeit, Ort oder etwa Entwicklung, abstra-
hiert. Die einzige vermeintliche Spezifik, auf
die sich immer wieder aufs Neue geeinigt
werden kann, ist die sogenannte »Stand-
ortlogik«, die seit Jahren zum festen Re-
pertoire des Floskel-Baukastens von Ums-
Ganze! gehört und regionale Unterschiede
in der Produktion von Wert zu fassen ver-
sucht. Doch vermag auch dieser mit dem
Anstrich der Spezifizierung versehene Be-
griff nicht, sich der Universalität zu entsa-
gen: Diese Logik vollzieht sich als Grund-
muster überall, wo sich kapitalistische Pro-
duktion ereignet und beschreibt einen rei-
nen Ökonomismus. Somit ist auch dieser
Begriff nicht geeignet, Gesellschaften als ge-
ronnene Geschichte zu begreifen und

bleibt zur Benennung geschichtlicher Spe-
zifik unnütz – davon abgesehen, dass er sich
des Ableitungsmarxismus verdächtig macht,
der Staat und Nation zum reinen Über-
bauphänomen stilisiert. 

Gemäß der in ihrem Pamphlet aufgeführten
Argumentation bildet die Aneinanderrei-
hung der »hier« und »heute«, also die Ad-
dition einzelner unverknüpfter synchron-
erfasster Ereignisse und Zustände ihren
Geschichtsbegriff: Wie auf diesem Grund
eine Relevanz »politischer wie intellektuel-
ler Kämpfe« begründet werden kann, bleibt
mehr als fraglich. Solange Geschichte nicht
diachron, d.h. als eine Entwicklung betrach-
tet wird, sondern nur aktuelle und vergan-
gene Ereignisse bewertet werden, ohne
diese in eine innere Relation zu stellen, lässt
sich einer fortdauernden gesellschaftlichen
Kritik kaum eine relevante Rolle zuweisen;
abgesehen von ihrer Wirkung in der jewei-
ligen Situation. Trotz ihrer Geschichtsver-
gessenheit muss die TOP zugestehen, dass
Deutschland sich durch eine »eigentümli-
che Geschichte« und sogar durch »eigen-
tümliche Institutionen« auszeichnet - die
Genoss_innen haben mehr als 65 Jahre
nach der Befreiung von Auschwitz wirklich
einiges gelernt! 

Als sei dies alles nicht genug, liegt den »end-
gültigen Anmerkungen« ein äußerst gefähr-
licher, da undialektischer Ideologie-Begriff
zugrunde, der in seinem Objektivismus
unterschlägt, dass auch die Subjekte stets
Ideologie (re)produzieren. Es stellt sich da-
von ausgehend bei UmsGanze! und TOP
stets so dar, als seien die Subjekte aus-
schließlich Opfer staatlicher und kapitalis-
tischer Herrschaft, die aus rein mechani-
schen Reflexhandlungen heraus Angriffe
etwa auf Migrant_innen verüben. Zu Ende
gedacht heißt dieser objektivistische Ansatz
die Verbrechen des deutschen Täter_innen-
kollektivs zu entschulden, mordenden
Deutschen einen Opferstatus zuzubilligen
– denn: waren diese nicht auch Opfer ka-
pitalistischer Verhältnisse und Krisen, und
verfielen geradezu zwangsläufig den soge-
nannten autoritären Krisenlösungsstrate-
gien? Die »ideologischen Reflexe«, die die
TOP attestiert, verneinen jede Freiheit und
beschwören die Determination, anstatt sich
in den Versuch der Vermittlung zu wagen.
Fehlendes geschichtliches Denken und feh-
lende Spezifik auf der einen, sowie fehlende
Subjekte auf der anderen Seite sind somit
der Grund für die Unhaltbarkeit ihres An-
satzes der »Reflexe«.
Als äußerst bitter ist der Versuch der TOP
zu werten, sich mit dem Verweis auf »die
traurige Realität des völkischen Nationa-
lismus in anderen Ländern« der Ausein-

andersetzung mit den deutschen Zustän-
den zu entziehen; eine deutsche Linke, die
zum »Tag der deutschen Nation« bevor-
zugt von anderen Nationalismen spricht,
anstatt alle ihre Finger in deutsche Wunden
zu legen, zeugt von der Omnipräsenz he-
gemonialer »Vergangenheitsbewältigung«
und Geschichtsklitterung. Die intendierte
argumentative Spitze, der Hinweis darauf,
dass »derzeit andere Nationalismen sogar
deutscher als der hiesige« seien, zeigt nur
einmal mehr, dass eine Auseinandersetzung
mit antideutschen Positionen, eine Ausein-
andersetzung mit dem Komplex deutscher
Ideologie, warum auch immer, nicht statt-
gefunden hat; ansonsten hätten die Ge-
noss_innen feststellen können, dass dieser
nie auf irgendeine der historischen geogra-
phischen Grenzen Deutschlands be-
schränkt worden ist – warum auch? Der
implizit formulierte Vorwurf des völkischen
Denkens, das Imagine-Bündnis würde ein
imaginiertes Volk, »die Deutschen« kritisie-
ren (und nicht Deutsche als handelnde Trä-
ger_innen deutscher Ideologie) läuft stetig
in die Leere. Ebenso bitter ist die Aus-
schließlichkeit, mit der die TOP in ihren
»Anmerkungen« argumentiert: So ereilt sie
in der Frage um die 1-Euro-Jobs die - einer
göttlichen Erleuchtung gleichkommende -
Erkenntnis, dass der Zwang zur Arbeit »in
Wahrheit« nur eine »relativ späte Kopie
des angelsächsischen Workfare-Prinzips«
sei. Damit schließen die Genoss_innen aus,
dass dieses moderne Modell des Arbeits-
zwanges mit deutschem Arbeitswahn etwas
zu tun hat: Es ist und bleibt anscheinend ein
unmögliches Denkexperiment, dass eine
repressive Struktur auch gleichzeitig aus
verschiedenen Handlungsmotivationen ge-
bildet werden kann. Nachdem die TOP auf
ihrer Suche nach der »Wahrheit« nun aber
bereits erfolgreich war, ist dies selbstver-
ständlich überflüssig.4 
Der Aufruf an die Leser_innen, der kurz
vor Ende der »endgültigen Anmerkungen«
quasi als Fazit fungiert, schließt die Kritik an
der von niemandem geäußerten Position
und die eigenen Versuche, eine deutsche
Spezifik zu negieren, auf einem Höhepunkt
der Widerlichkeit ab: Statt »Auschwitz als
politisches Mantra einzusetzen«, sollte lie-
ber auf die »aktuellen killing-fields« der
»dumpfen Brutalität des Kapitalismus im
Weltmaßstab« eingegangen werden. Was
hier an die »Auschwitzkeule« erinnernd
vor sich hin walsert, stellt den kategori-
schen Imperativ Adornos auf den Kopf:
Dieser sei nämlich »universalistischer Apell
zu antikapitalistischer Praxis«. Als hätte der
Massenmord an Jüdinnen_Juden, Sinti und
Roma und den anderen Opfern des deut-
schen Täterinnenkollektivs aus Gründen
der Mehrwertproduktion stattgefunden,
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wird Auschwitz in ein linkes Standard-Er-
klärungsschema der Ausbeutung integriert,
die Singularität damit abgesprochen und
schließlich mit Blick auf die »killing-fields«
in der Welt relativiert.

Here we go again linker Geschichtsrevisio-
nismus. 

1: TOP Berlin: »Imagine there’s no coun-
tries/ it isn’t hard to do/ … – Here we go
again. Endgültige Anmerkungen zur These
einer „deutschen Spezifik“ nationaler Ideo-
logie« (http://top-berlin.net)
2: Imagine-Bündnis: »Imagine There’s No
Deutschland«   (http://imaginenodeutsch-
land.blogsport.de/images/2011_auf-
ruf_3_10_einzelseiten.pdf

3: Bündnis gegen Einheitsfeierlichkeiten und
NRW-Tag 2011: »Teaseraufruf – Friede,
Freude, Eierkuchen?« (http://friede-freude-
eierkuchen.net/files/buendnis-teaser.pdf
4: Bei Gelegenheit erbittet sich das Ima-
gine-Bündnis einen Hinweis, welches Ora-
kel sich in Fragen der »Wahrheit« als be-
sonders zuverlässig erwiesen hat.

In den letzten Jahren hat sich eine Strö-
mung in der revolutionären Linken eta-
bliert, deren äußeres Erscheinungsbild sich
bewusst an den autonomen Dresscode an-
lehnt, dennoch aber eine Ideologie vertritt,
die ausgestorben bzw. auf einen Zirkel ver-
greister DogmatikerInnen zusammenge-
schnurrt zu sein schien, die eines orthodo-
xen Leninismus. Eine der lautesten Grup-
pen ist dabei die in Hamburg und Duisburg
beheimatete Sozialistische Linke, kurz SoL.
Bundesweit gibt es noch weitere ähnlich
eingestellte Gruppen.
Die SoL konnte in Zusammenarbeit mit ih-
ren Bündnispartnern in Hamburg – Rote
Szene Hamburg, Bündnis gegen imperiali-
stische Aggression und Anatolische Föde-
ration – zum 1. Mai eine Demonstration
organisieren, an der in diesem Jahr etwa
1500 Menschen teilnahmen. Die Frage, wa-
rum die Einzelnen da mitliefen, ist nicht
Gegenstand der folgenden Überlegungen.
Eines scheint aber sicher: Die aus der Zeit
gefallenen Auffassungen dieser Gruppie-
rungen können nur deswegen Anhang ge-
winnen und größere Mobilisierungen ein-
mal im Jahr schaffen, weil die Radikale Linke
– ganz besonders in Hamburg – derzeit in-
haltlich und praktisch sehr schwach aufge-
stellt ist. Mensch beschäftigt sich überwie-
gend mit sich selbst, statt mit Gesell-
schaftsveränderung.
Die bisherige meist antideutsch inspirierte
Kritik aus der autonomen Linken am or-
thodoxen Neo-Leninismus, die sich auf des-
sen Bereitschaft, in innerlinken Streitigkei-
ten Gewalt anzuwenden, und auf die von
der SoL als zutiefst ungerecht empfunde-
nen Vorwürfe des Antisemitismus und des
völkischen Denkens konzentriert, geht am
Kern der Sache vorbei: Sie gibt sich zwar
konsequent, hat inhaltlich außer Diffamie-
rungen aber wenig zu bieten und ist damit

diesem Phänomen gegenüber letztlich hilf-
los und fördert zudem noch dessen Wa-
genburgmentalität.

Die Argumentation der SoL läuft stets dar-
auf hinaus, dass es bereits Sozialismus wäre,
wenn das gesellschaftlich erarbeitete Ge-
samtprodukt gerechter verteilt würde,
wenn vor allem nicht mehr die Kapitali-
stInnen vom Mehrprodukt profitierten. Die
Entfremdung, die kapitalistische Lohnarbeit
bedeutet, sowie die Rückwirkung dieser
Waren produzierenden Wirtschaftsweise
auf die Gesellschaft, aber auch auf die Indi-
viduen und ihr Verhältnis zueinander er-
scheint der SoL offenkundig als irrelevante
Fragestellung.

Während die SoL die private Aneignung
des gesellschaftlich erarbeiteten Produkts
in Form des Profits durchaus angreift, be-
achtet sie die zweite Grundlage kapitalisti-
scher Lohnverhältnisse nicht – ein Leben
lang in einer hierarchischen Struktur, in der
der Einzelne nichts ist, arbeiten zu müssen.
Nötig wäre aber, zu verstehen, dass die Wa-
renproduktion alles, was der Einzelne tut,
unter die Prämisse der Verwertbarkeit
stellt. Das prägt jedeN. Durch die alles
durchdringende Totalität von Lohnarbeit,
Ware und Geld werden die Menschen von
ihrer Arbeit, ihrer Umwelt, aber auch von
ihren Mitmenschen und sich selbst ent-
fremdet. (Siehe: Keine Macht für niemand,
eine anarchistisch-rätekommunistische Er-
klärung, http://goo.gl/TAQwy .) Bei der SoL
drängt sich der Eindruck auf, dass der bis-
herige Privatbesitz an Produktionsmitteln
lediglich in Staatseigentum überführt wer-
den soll. Daran, wie produziert wird, würde
sich nichts ändern.
Dazu passt, dass die SoL in ihrem Aufruf
zum 1. Mai 2012 lediglich die verschiedenen

Gemeinheiten, die der Kapitalismus aktuell
seinen Untertanen bietet, an Stelle einer
Kapitalismus-Kritik auflistet: Hartz IV, Lohn-
drückerei, Massenentlassungen und prekäre
Beschäftigungsverhältnisse, Renten-Null-
runden, ausgehöhltes Gesundheitssystem.
Natürlich ist es sinnvoll, aktuelle Missstände
aufzuschreiben, doch die SoL belässt es da-
bei und bewegt sich damit nur an der
Oberfläche kapitalistischer Ausbeutung.
Hartz IV und andere Maßnahmen sind aber
nur die hierzulande spürbarsten Auswir-
kungen des Gesamtsystems. Nun hat es all
das vor – sagen wir einmal – 30 Jahren auch
nicht gegeben, denn der deutsche Kapita-
lismus kam in den 1950er bis weit in die
1980er Jahre ohne diese Spitze des Eis-
bergs kapitalistischer Ausbeutung aus. Was
wir damit sagen wollen: Es muss darum ge-
hen, den Kapitalismus als solchen zu kriti-
sieren und sich nicht auf seine übelsten
Auswüchse zu beschränken.

Diese Eindimensionalität der ökonomi-
schen Betrachtung korreliert mit jener der
gesellschaftspolitischen Ebene, wo zwar die
Macht der Bourgeoisie gebrochen werden
soll; aber Herrschaftsverhältnisse an sich
sollen nicht abgeschafft, sondern vielmehr
durch neue ersetzt werden.

Die Partei, die Partei, die hat immer recht!
Lesen wir ´mal ´rein ins Grundsatzpapier
der SoL (auf www.sol-hh.de ). Abschnitt
„Warum eine Organisation?“ Es brauche,
so erfahren wir dort, eine ganz spezifische
Organisationsform, „die kommunistische
Partei“, in der „sich die konsequentesten,
klassenbewusstesten Menschen aus den je-
weiligen Klassen- und sozialen Kämpfen zu-
sammenschließen“. Die Kommunistische
Partei (im Folgenden mit KP abgekürzt)
vereint „also die bewusstesten Teile der Ar-

Keine Revolution ohne Emanzipation
Polemik gegen die Generallinie der SoL
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beiterInnenklasse, wie auch der anderen
werktätigen oder lohnabhängigen Schichten
und Klassen“. Das ist bis hierhin ganz kon-
ventionelles Rüstzeug jeder sich auf irgend-
eine Weise auf Lenin beziehenden Grup-
pierung.

Die SoL spezifiziert aber die KP weiter und
gerät damit in ein sehr orthodoxes Fahr-
wasser, das in Deutschland von der Weima-
rer KPD über die Stechschritt-Fraktion der
K-Gruppen (KPD/ML, KPD/AO) bis zur
heutigen MLPD führt: „Unerlässlich ist in
diesem Zusammenhang Führung und He-
gemonie der ArbeiterInnenklasse gegenü-
ber verbündeten Schichten.“ Sowohl inner-
halb der KP als auch in Bündnissen zwi-
schen der KP und anderen „verbündeten
Schichten“ gibt es also zweierlei Mitwir-
kende, die einen, die führen und Hegemo-
nie ausüben, die anderen, die sich dem
unterzuordnen haben. Das ist ein in keiner
Weise mehr emanzipatorisches oder frei-
heitliches Konzept. Wir würden es nicht in
der Programmatik einer linken Gruppe er-
warten, wären da nicht die historischen
Vorbilder, die letztlich bis auf Lenin und die
KPdSU zurückgehen. Der SoL fällt über-
haupt nicht auf, dass sie die hierarchischen
Strukturen dieser bürgerlichen Gesellschaft
für ihr (immerhin auf Befreiung zielendes)
Projekt unreflektiert übernimmt.

Dennoch kommt der demokratische Aus-
tausch vor, irgendwie zumindest: „Den Or-
ganisationsaufbau einer kommunistischen
Partei sollte ein ausgewogenes Verhältnis
zwischen notwendigem Zentralismus und
erwünschter Demokratie kennzeichnen.“
Also, ein bisschen Demokratie: ja, aber
wenn´s kritisch wird, sprich von der Gene-
rallinie abweichende Meinungen die Ober-
hand zu gewinnen drohen, setzt sich die
Zentrale durch. Genauso wird ein bisschen
die Leitung gewählt, die dann aber regiert
(klingt alles etwas nach bürgerlichem Parla-
mentarismus mit seinem Minimum an Mit-
bestimmung via Wahlen): „Jede Ebene wählt
die nächst höhere, die ihr gegenüber wiede-
rum weisungsbefugt ist.“ Nur zum richtigen
Verständnis: Nicht die Basis darf der Füh-
rung Weisungen erteilen, sondern umge-
kehrt bestimmt die Parteileitung, was die
Basis zu tun (und zu denken?) hat.

Zugleich ist die KP – die ja immerhin die re-
volutionäre Bewegung laut SoL-Grundsät-
zen anführen wird – keineswegs die Partei
aller RevolutionärInnen, sondern nur eines
vergleichsweise kleinen Kreises, schließlich
wähnt mensch sich als Teil einer kommen-
den „Kaderorganisation“ und hat dann
„eine führende Rolle in Bezug auf die Mas-
sen“. Derart aufgestellt und mit dem „Mar-

xismus-Leninismus“ ausgerüstet, „führt“ die
KP „das Proletariat vor und während der
Revolution“.

Nach der Revolution wird ein neuer Staat
errichtet, in dem, Ihr ahnt es schon, die KP
die Führung innehat. Warum der dann „Rä-
testaat“ genannt wird, wo die KP doch aus-
drücklich nicht nur die „theoretischpoliti-
sche Führung“ hat, sondern auch „Kern und
führendes Element des proletarischen Rä-
testaates“ sein soll, bleibt rätselhaft. „Ge-
führt werden“, und wir sind jetzt schon im
Abschnitt „Sozialismus“, „die proletarische
Macht und ihre Massenorganisationen
(Räte, Gewerkschaften, Jugendorganisatio-
nen usw.) durch die kommunistische Par-
tei.“ Aber einen nominellen Rätestaat, in
dem die Räte nichts zu melden hatten, gab´s
ja schon: die Sowjetunion!

Marschmusik statt Punkrock
Die SoL hat keinerlei Vorstellung von indi-
viduellen Freiheiten oder menschlicher
Emanzipation, von Selbstbestimmung oder
Aufhebung von Entfremdung. Stattdessen
überwacht die Parteiführung das Erringen
von Freiheit – dass darin ein antagonisti-
scher Widerspruch liegt (Überwachung und
Freiheit), merkt die SoL nicht. Sie erklärt
die Partei zum Träger des gesamten Allwis-
sens revolutionärer Politik, weshalb auch
nur sie den richtigen Weg zur befreiten Ge-
sellschaft kennt. Alle anderen haben sich
dem unterzuordnen oder werden be-
kämpft.
Die SoL entwirft einen sehr hierarchischen
Staat. Historische Erfahrungen mit den ge-
scheiterten Versuchen, auf solche Weise
eine egalitäre Gesellschaft zu erreichen,
werden von der SoL ignoriert. Während
sich andere KommunistInnen, die ebenfalls
nicht auf einen Staat verzichten wollen,
immerhin fragen, wie in ihm ein Maximum
an Demokratie und Mitbestimmung herge-
stellt werden kann, wie die Menschen ler-
nen, ihre Bedürfnisse in Eigeninitiative zu
befriedigen, wie also die Organisierung der
Gesellschaft von staatlichen Stellen allmäh-
lich in die Hände der ProduzentInnen zu-
rückverlegt werden könnte, und während
wir RätekommunistInnen und AnarchistIn-
nen dazu sagen: Ist erst einmal wieder ein
Staat da, werden sich seine Strukturen ver-
festigen und verselbständigen, und wird die
Eigeninitiative, diese notwendige Vorausset-
zung jeder befreiten Gesellschaft, dadurch
unterminiert, und bleibt also nur, von vorn-
herein auf das Instrument Staat zu verzich-
ten … stellt sich die SoL all diese Fragen
überhaupt nicht. Die Partei und der Staat
werden´s schon richten. Steht ja schon bei
Lenin! Wie aus dem Nichts, von Zauber-
hand soll sich der Staat dann irgendwann

auflösen. Die Simplizität dieser Argumenta-
tion ist schier unfassbar (und, ohne Lenin
verteidigen zu wollen, tritt weit hinter die
Schriften ihres Herrn und Meisters zurück).
Bei der SoL zählen auch nur die vermeint-
lichen Erfordernisse des Staats und der als
unterschiedslos vorgestellten Gemeinschaft
der ArbeiterInnenklasse, die schließlich als
im neuen Staat gut aufgehoben gedacht
wird. Das Individuum ist ihnen nichts. Uns
käme es aber gerade darauf an, die Interes-
sen, Wünsche und Hoffnungen der Indivi-
duen mit den Erfordernissen der Gesamt-
gesellschaft in Einklang zu bringen.

Der SoL gegenüber sind ein paar Essenti-
als revolutionärer Politik festzuhalten: Eine
befreite Gesellschaft kann auf Dauer nur
funktionieren, wenn sich niemand mehr ei-
nem „Oben“ unterwirft, denn sonst droht
die Re-Etablierung von Macht und Mächti-
gen als Herrschaft über Menschen.

Emanzipation und Selbstbestimmung müs-
sen schon die heutigen revolutionären
Strukturen, ihre Organisationen, Gruppen
und Plena, prägen. Jeder Organisationsver-
such, der auf eine Unterordnung von Min-
derheiten unter Mehrheiten oder Zentral-
komitees oder Leitungen setzt, ist bei der
erreichten Vielfalt an Ideen, Analysen und
Strömungen in der revolutionären Linken
ein Hindernis der Selbstorganisierung und
zum Scheitern verurteilt.

Für eine soziale Revolution, die ihren Na-
men verdient!

Anarchistische Gruppe/
Rätekommunisten (AG/R)

(www.agr.de.vu    agr@nadir.org)
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wir wollen nicht den kleinbürgerlichen vo-
doo – kult problematisieren: 

unsere erkenntnis, 

unsere flora, 

unsere sitzordnung, 

unsere stadtteil. 

eile weil: wir haben recht,

weil wir schon vor zehn jahren recht hat-
ten. 

oder unbequeme kritik klassisch abbügeln:
mensch in medizinisch-biologistischen 

kategorien abqualifizieren: „der ist de-
ment“, oder: es handelt sich um „wirre le-
ser...“. 

oder zum neunten artikel der radikalen be-
dürfnisse: dem direkten gespräch: warum 

noch direkte gespräche führen, wenn es te-
lefon, handy und e-mails gibt, verbunden mit 

der immer gleichen frage: wer trifft sich mit
wem, wo und aus welchen gründen, welche
absicht sich hinter dem gequatsche ver-
birgt, darüber läßt sich spekulieren. über die
ergebnisse nicht: dem offensiv und ver-
schärft vorangetriebenen projekt der auf-
standsbekämpfung in den metropolen zu-
arbeiten und sich gleichzeitig rückversi-
chern. (mal abgesehen davon, sei daran er-
innert: nicht jede/r mitarbeiterInn des
staatsschutzes: mad, vs und bka ist me-
schugge und stochert im kaffeesatz rum,
auch wenn das wiederholt suggeriert wird.)

das rumgequatsche ist von den ergebnissen
her von einer ähnlichen qualität, wie wenn
offen die ausgrenzung und abstrafung von
genossInnen gefordert wird und bei dieser
gelegenheit gleich die abstrafung von unbe-
quemen arbeitsgruppen , weil sie metho-
disch und auch sonst nicht mehr in den
kram paßen.

es war und ist ein beliebtes instrument,
menschen, die sich im unversöhnlichen
widerspruch zu den verhältnissen bewegen
(z.b. zu kapital, staat, krieg, institutionellem
faschismus, religion, klassen-/kastenwesen,
autoritär-hierachischem dogmatismus)
wenn nicht gleich vollständig auseinander
zu treiben, sie in der bedeutungslosigkeit zu
versenken und entstammen der frühge-
schichte: den gegner bis ins fünfte glied

mundtot machen, den clan und/oder die so-
ziale gemeinschaft gleich mit. 

statt dessen wollen wir auf diesem wege ei-
nen kleinen beitrag einbringen, an die tan-
zenden, lachenden menschen erinnern, die
über sich hinauswachsen, die über begierde
und verlangen grenzen überschreiten, die
die magie der träume zur entfaltung brin-
gen oder die träume wahr werden lassen,
an das erinnern, was eigensinn und kreati-
vität, was freie liebe, lust und leidenschaft
ist, somit lust und lustvoll leben, wieder in-
spiration, schönheit und poesie erfahrbar
machen, was viel zu kurz kommt, immer
entwirklichter wird, weil getrennt und ge-
deckelt durch die totalitäre arroganz eini-
ger weniger.

sie, die totalitären herrschaftsverhältnisse
/ arroganz zu erkennen, benennen und an-
greifen, wer und was in dieser stadt mit sei-
ner nationalen und weltweiten verzahnung
bestimmendes moment ist. 

die meistgesuchten: 

airbus, aurubis, blohm & voss, beierdorf,
linde, lufthansa, jungheinrich, kühne und na-
gel, still, unilever, mercedes, montblanc, phil-
ips, reemtsma, siemens un still, die mit kal-
kül in den letzten hundert jahren (z.t. noch
länger) viele herren bedienten und nicht zu
vergessen was im strategischen noch von
bedeutung ist: die shell und bp. 

knapp zwei handvoll großunternehmen sit-
zen locker auf knapp 50 % des kapitals, wel-
ches hier jahr für jahr den menschen gegen
einen hungerlohn und schlechte arbeitsbe-
dingungen abgepresst und geraubt wird.
dieser teil der gewalt der oberklasse /
hochfinanz wird zu gerne von den vertre-
terInnen des systems und natürlich auch
von opportunistischen gewerkschaftlichen
zwangs-charakteren bagatellisiert und be-
schönig. zu letzteren spezies gehören die,
die sich nur noch selbst wahrnehmen und
die sich kein leben mehr ohne knieschoner
vorstellen können. 

auf den systemtragenden und stabilisieren-
den faktor, auf den katholisch-protestan-
tiosch-jüdischen, autoritär-dogmatischen
und lebensfeindlichen komplex mit ihrem
skrupellosen programm der verbote und
bestrafungen: mensch ist schuldig und soll
leiden, statt lustvoll genießen, wollen wir an
dieser stelle nicht eingehen. er ist den mei-
sten menschen von kindsbeinen an be-
kannt. er befördert über mystifikationen

und das unfreiwillig hineingeborensein und
steht für gewalt und indoktrination, tod und
verwesung. 

zur religion der arbeit:

sie ist für die meisten menschen die for-
setzung der sklaverei, in dieser zeit der an-
gepaßten arbeits-varianten und der for-
cierten beschleunigung, wird selten die ar-
beit an sich, bestenfalls die ausbeutung und
die bedingung der ausbeutung kritisiert und
bekämpft. wer sich allerdings mit ihr iden-
tifiziert, läuft am nasenring des „recht auf
arbeit“. sie dient der knebbelung und kon-
trolle, der überwachung und der eigenen
zerstörung. sie dient der rekrutierung von
helfeshelfern, die bereitwillig an diesem
projekt mitarbeiten. sie dient natürlich auch
um die taschen derjenigen zu füllen, die sich
in den wenigsten fällen die hände schmut-
zig machen. immer mit dem ziel: mensch
und natur mit urgewalt einem hemmungs-
losen programm der verwüstung zu unter-
werfen. 

und was uns noch wichtig erscheint, 

ist, auf das gleichheitsversprechen hinwei-
sen: auf die dämokratie, die gerne als freie
ordnung verkauft wird, tatsächlich aber
1989 einmal mehr nur als mittel dazu
diente, den ideologischen-ökonomischen
durchmarsch auf den weg zu bringen: das
projekt der ungleichheit über die einfalt in
der vielfalt hier und weltweit in die offen-
sive zu bringen: meint: die unterdrückung
und bekämpfung von protesten und revol-
ten und aufständen und der weitere ausbau
der herrschaft einiger weniger über viele.

es gilt diesen gordischen knoten zu zer-
schlagen,

das schafft freude. 

und wie heißt es so treffend:

erst feurika, dann heureka. 

6/12  k,u,h,f.

anmerkung, zeck nr.: 167 + 168

„alle jahre wieder“ + 

„für einen solidarischen und respektvollen umgang...“
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Wir von der Kampagne „Castor? Schot-
tern!“ wollen uns an dieser Stelle zu dem
Artikel aus der März/April-Ausgabe der
Zeck mit dem Titel „Unser klares Nein zur
Photoshop-Blockade“ von „undogmatische
Autonome“ äußern. In dem Artikel wird
behauptet, dass die Pressegruppe von
„Castor! Schottern!“ bewusst gelogen hat,
um ein Scheitern der Kampagne zu ka-
schieren und ihr einen „Münchhausen-Er-
folg“ einzuhauchen. Es geht in dem Artikel
auch um die Kampagne „Block Brokdorf“.
Dazu werden  wir wir uns nicht äußern, da
die Kampagne „Castor? Schottern!“ und
die Kampagne „Block Brokdorf“ zwei von-
einander unabhängige Kampagnen sind. 

Ein Scheitern kann nur an entlang
der Ziele definiert werden: 
Die diskursive Verschiebung... 
In dem Artikel wird ganz selbstverständlich
davon ausgegangen, dass unser Konzept
nicht aufgegangen sei. Dabei wird nicht dar-
auf Bezug genommen, was unsere Ziele wa-
ren. Die Kampagne „Castor? Schottern!“
besteht aus vielen heterogenen Gruppen
und konnte sich auf einige Ziele einigen, die
hier nur sehr knapp dargestellt werden
können. Dennoch sollen sie hier zum Ver-
ständnis erwähnt werden. Eine abschlie-
ßende Bewertung der Kampagne von uns
steht noch aus und dieser Text ist kein Er-
satz dafür. Ein Ziel war, eine radikale, mili-
tante Aktionsform für viele Menschen
denkbar zu machen, um den Widerstand
zur herrschenden Atompolitik zu unter-
streichen. Dafür nutzten wir auch offensiv
die mediale Öffentlichkeit, um den diskur-
siven Raum für Widerstand, der sich in den
letzten Jahren immer mehr verengt hat,
wieder zu erweitern. Dabei wollten wir mi-
litante Aktionsformen nicht nur publik, son-
dern auch populär, ansprechbar und nach-
vollziehbar machen. Die Praxis des Schot-
terns, die im Wendland schon lange erprobt
ist, erschien uns dafür ideal, da sie nicht
großartiger technischer und logistischer
Voraussetzungen bedarf. Dieses Ziel haben
wir unserer Meinung nach erreicht: Die
Praxis und das Wort Schottern haben sich
etabliert, und z.B. bei dem Castortransport
2011 wurde von Beginn an geschottert.

... und das reale Loch im Gleisbett
Doch bei einer diskursiven Verschiebung
wollten wir es nicht belassen, sondern wir
wollten auch real mit vielen Menschen im
Wendland an die Schienen kommen und
dort ein Loch, das den Castortransport

aufhält, schottern. Dieses Ziel konnten wir
weder 2010 noch 2011 erreichen. Zwar ka-
men viele Menschen zur Aktion, aber in bei-
den Jahren gelang es uns nicht, gegen die
am Aktionsort zusammen gezogenen Poli-
zeieinheiten die Unterhöhlung des Gleis-
bettes in relevanter Tiefe durchzusetzen.
Wir waren nicht so naiv zu glauben, dass
uns die Polizei einfach so tun lassen wird
und versuchten, ihr verschiedene Schnipp-
chen zu schlagen (z.B. Fingertaktik, Ablen-
kungen), was mit mehreren hundert Men-
schen aber wesentlich schwieriger ist als
mit kleineren Gruppen. Auch wenn wir uns
2011 mit selbst gebastelten Visieren und
Brillen gegen Pfefferspray, Schildern und
Schutzkleidung gegen die Polizeigewalt ge-
schützt haben und auch wenn wir die öf-
fentliche Bekanntmachung, dass wir uns
schützen werden, bereits als militanten Di-
skurs verstehen, konnten wir das Ziel des
Loches nicht erreichen. Diese Diskrepanz
bleibt und ist eine unbeantwortete Frage
unseres Experimentierens: Können wir es
schaffen, massenhaft offensiv aufzutreten
und dabei das reale Ziel erreichen oder
kann so eine Form der Praxis nur in klei-
neren Gruppen realisiert werden? Über
diese Frage diskutieren wir immer noch
ausgiebig und kontrovers. Auch in der Pres-
searbeit haben wir diese Diskrepanz nie
verheimlicht, sondern sind offen damit um-
gegangen. In diesem Sinne gibt es für uns
Teilerfolge und Scheitern und beides wurde
in Pressemitteilungen und auf Pressekonfe-
renzen auch als solches benannt. Gelogen
hat die Pressegruppe nicht.

Die Fallstricke der Pressearbeit und
der kritische Umgang mit den Me-
dien
Wir finden es ärgerlich, dass in dem Artikel
einfach so behauptet wird, dass jegliche Kri-
tik - auch die interne -  an der Pressearbeit
abgeprallt sei und die Pressegruppe stumpf
so weitergemacht hätte wie im Vorjahr.
Aber wahrscheinlich haben sich die Au-
tor_innen des Artikels überhaupt nicht die
Mühe gemacht, unsere Pressemitteilungen
zu lesen. Denn die Pressearbeit 2011
wurde sehr wohl verändert: es wurde ver-
stärkt darauf geachtet, mehr antiatompoli-
tische Inhalte rüber zu bringen, die Kam-
pagne weniger in den Mittelpunkt als viel-
mehr in den Kontext des Gesamtwider-
standes zu stellen, Erfolgsmeldungen (die
2010 als Ermutigungen gemeint waren) zu
unterlassen u.a. Aber es gab in der Presse-
gruppe, genauso wie in der Kampagne

selbst, unterschiedliche Auffassungen von
mutmachender, unterstützender Pressear-
beit. Diese Unterschiedlichkeit ist unserer
Meinung nach auch fruchtbar. Die Unter-
stellung, die Pressearbeit hätte andere Ak-
tionen vereinnahmt, weisen wir von uns.
Zur Erklärung: Eine Kritik an der Pressear-
beit 2010 war, dass wir uns implizit von mi-
litanten Aktionen abgrenzen würden, da wir
diese nicht erwähnt haben. Die Kritik ha-
ben wir aufgenommen und in unseren Pres-
seerklärungen häufig andere Aktionen er-
wähnt und die Wichtigkeit des vielfältigen
Widerstandes betont. So ist es auch auf der
Pressekonferenz am 26. November 2011 in
Dannenberg geschehen. Dort haben wir
sinngemäß gesagt, dass "wir uns über die
Sitzblockade in Harlingen von WiderSet-
zen, die gerade immer noch anwächst,
freuen, dass wir uns darüber freuen, dass
Schienen in der Göhrde verbogen worden
sind, dass wir uns über die Traktoren auf
den Straßen freuen usw.“ Diese Bezugnah-
men waren nicht wie im Artikel behauptet
von von „Castor?Schottern!“-Schilderun-
gen eingerahmt, sondern in der Einleitung
platziert. Wenn der taz-Ticker daraus
macht, dass wir gesagt hätten, dass wir die
Schienen verbogen hätten, wenn diese Aus-
sage dann vom Radio Freies Wendland
ohne Quellenangabe in den Nachrichten-
block übernommen wird und alle glauben,
wir hätten das so gesagt, dann können wir
nur noch fassungslos mit dem Kopf schüt-
teln. Radio Freies Wendland hat die unre-
flektierte Übernahme des taz-Tickers in-
zwischen als Fehler eingeräumt. Aber die
Autor_innen des Artikels nehmen den taz-
Ticker zur Grundlage für weitere Unter-
stellungen, wo doch für geschichtsbewusste
Linksradikale und auch für undogmatische
Autonome ein kritischer Umgang mit der
taz selbstverständlich sein sollte.

Zusammenfassend können wir sagen, dass
es den Autor_innen offensichtlich weder
um eine politische noch solidarisch-kriti-
sche Auseinandersetzung geht, sondern um
einen weiteren Versuch der unsachlichen
Diskreditierung von „Castor? Schottern!“
und um eine Schmutzkampagne gegen eine
einzelne Person aus der Pressegruppe von
„Castor? Schottern!“. Beides ist unredlich
und in keiner Weise weiterführend in einer
politischen Debatte.

Mit atomfeindlichen Grüßen 
„Castor? Schottern!“
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